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Google Street View – Stadt Reutlingen verweigert Information der Bürger 
  

Seit Mitte März ist Google mit einem speziellen Fahrzeug auch in Rommelsbach unter- 

wegs und fotografiert sämtliche Häuser. Eine spezielle 360-Grad-Kamera nimmt die 

Umgebung dabei von allen Seiten auf. Google will detaillierte Bilder von Häusern und 

Straßenzügen ins Internet stellen. In Sorge um den erheblichen Eingriff in die 

Privatsphäre stellten wir bereits in der Bezirksgemeinderatssitzung am 18.03.2010  

 Google Street Fahrzeug  mit einem                             

  Kamerabaum auf dem Dach                               
 

 

Dass die Sorge berechtigt ist, bestätigt die Nachricht, dass Google bei ihrer 

Datenerhebung über Street View auch private E-Mail-Inhalte aus drahtlosen Netzwerken 

gesammelt hat. 

Wir halten es daher für das Mindeste, dass die Bürgerinnen und Bürger von 

Rommelsbach im Mitteilungsblatt über ihre Widerspruchsmöglichkeiten zu Google Street 

View informiert werden.  

  

Andreas Neher 

 

 

Weitere Informationen unter www.bmlev.de 

→ Musterwiderspruch 'Google Street View'  

→ GEA-Artikel 'Wenig kamerascheu' 

    

 

eine entsprechende Anfrage. In einem ergänzenden Antrag, 

forderten wir, die Bürgerinnen und Bürger in Rommelsbach 

über ihre Widerspruchsmöglichkeiten im Mitteilungsblatt zu 

informieren. Inzwischen berichtete der GEA in einem ganz- 

seitigen Artikel 'Wenig kamerascheu' über Google Street 

View. Dabei wird auch die Haltung der Stadt Reutlingen 

klar: Aus Furcht vor einem Prozess mit Google lehnt der 

zuständige Leiter des Rechnungsprüfungsamtes, Klaus  

Zaiser, den (amtlichen) Hinweis auf die Widerspruchsmög- 
lichkeiten ab. Dies ist absolut unverständlich, zumal das 

Bundesministerium für Verbraucherschutz auf ihrer  

Homepage ausdrücklich auf den Verlust der Privatsphäre 

hinweist und detailliert über die Widerspruchsmöglichkei- 

ten informiert und sogar entsprechende Musterschreiben 

dazu ins Netz stellt. Aus nicht nachvollziehbaren Gründen 

bleibt aber die Stadt Reutlingen bei ihrer ablehnenden 

Haltung und untersagte dem Bezirksamt Rommelsbach ei- 

ne entsprechende Information mit Hinweisen auf die Wi- 
derspruchmöglichkeiten im Mitteilungsblatt abzudrucken. 

http://www.bmlev.de/

